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„Demokratisierung der Justiz“
Cristina stellt Reform der Judikative vor
Cristina und Ricardo Lorenzetti, der Vorsitzende des Obersten Gerichtshofes, bei der Vorstellung der Justizreform. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Angekündigt war es schon seit einigen Wochen. Am Montag nun stellte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ihr Projekt zur „Demokratisierung der Justiz“ der Öffentlichkeit vor. „Das Volk soll künftig durch sein Wahlrecht entscheiden, welche Richter, Rechtsanwälte und Akademiker im Richterrat vertreten sind“, so die Präsidentin bei der Veranstaltung im Bicentenario-Museum. Kritiker sprechen hingegen von dem Bestreben, die dritte Gewalt im Staate auf Regierungslinie zu bringen.
Die Reform sieht zum einen vor, die Mitglieder des mächtigen Richterrates künftig durch das Volk wählen zu lassen. Das Gremium, das für die Ernennung der Richter zuständig ist, soll zudem von 13 auf 19 Mitglieder aufgestockt werden. Wer die sechs zu schaffenden neuen Posten bekleidet, darüber soll nach dem Willen der Regierung schon im Rahmen der Parlamentswahlen in diesem Jahr abgestimmt werden. Von daher drückt Cristina aufs Tempo. Schon in diesen Wochen will sie ihr Projekt durch den Kongress bringen. Im Senat erwirkte das Regierungslager am Mittwoch bereits eine erste Beschlussvorlage, um sie zur Abstimmung zu bringen.
Ein weiterer Eckpfeiler des Reformwerkes ist die vorgesehene zeitliche Begrenzung für einstweilige Verfügungen gegen die Regierung. Diese dürfen künftig nicht länger als sechs Monate wirksam sein. Des Weiteren ist die Schaffung von drei neuen Berufungsgerichten vorgesehen, um den Obersten Gerichtshof zu entlasten. Jene sollen für die Verwaltungsstreitigkeiten, Zivil- und Handelsangelegenheiten sowie Arbeitsrecht zuständig sein.
Zudem soll die Justiz über ihre Maßnahmen künftig auf einer im Internet zugänglichen Seite informieren. Des Weiteren ist vorgesehen, dass Vertreter der Judikative ihre eidesstattlichen Einkommenserklärungen öffentlich machen müssen. Diese Verpflichtung besteht bislang nur für Mitglieder der staatlichen Exekutive.
„Wir werden eine Justiz haben, die auf Regierungslinie getrimmt ist“, kritisierte der Verfassungsrechtler Daniel Sabsay die geplante Reform. Die Judikative vollziehe dann nur noch nach, was die Regierung vorgibt. Das sei „die schlechteste aller Welten“, meinte Sabsay.
(Siehe auch Wirschaftsübersicht)
Argentinien
Parken soll vielerorts kosten
Buenos Aires: Stadtregierung will Automaten aufstellen
Buenos Aires (AT/mc) – Bis Anfang nächsten Jahres soll es in der Hauptstadt eine Vielzahl neuer Parkscheinautomaten geben. Dies jedenfalls ist das Ziel der Regierung von Bürgermeister Mauricio Macri. Demnach sollen in 44 der 48 Stadtviertel Zonen eingerichtet werden, in denen man werktags nur noch nach Erwerb eines Parkscheins parken darf. Insgesamt sollen 54 Prozent der städtischen Parkflächen gebührenpflichtig sein. Lediglich für die Viertel Villa Soldati, Versalles, Villa Pueyrredón und Coghlan sind keine derartigen Bereiche vorgesehen.
Für wenig gute Laune bei den Autofahrern dürfte auch sorgen, dass die Stadtverwaltung gleichzeitig plant, die Parkgebühren empfindlich anzuheben. Beträgt die Gebühr für eine Stunde bislang 1,40 Pesos, so soll sie zukünftig – abgestuft nach verschiedenen Tarifzonen - zwischen 3 und 5,50 Pesos betragen. Allerdings muss dies noch bei öffentlichen Anhörungen genau festgelegt werden.
In den betreffenden Zonen wird die Parkscheinpflicht von montags bis freitags zwischen 8 und 20 Uhr und sonnabends zwischen 8 und 13 Uhr herrschen. Anwohner in Normaltarifzonen können kostenlos parken. In den Bereichen, in denen ein höherer Obolus zu entrichten ist, gibt es für die Bewohner 50-prozentige Ermäßigungen. Voraussetzung ist jeweils eine Plakette, die bei der Verwaltung zu beantragen ist.
Offenbar rechnet die Stadtregierung bereits mit zahlreichen Schwarzparkern. Denn ist auch geplant, neue Abstellflächen zu schaffen, wohin die Autos abgeschleppt werden, deren Fahrer keinen gültigen Parkschein haben.
Verkehrsstaatssekretär Guillermo Dietrich bezeichnete die geplanten Maßnahmen als „eine Organisationsform, der direkt auf Verkehr und Mobilität Einfluss nimmt.“ Kritik gab es von der Interessensvertretung der Verkehrsteilnehmer (Conaduv). Deren Vorsitzender Ricardo Lasca meinte, seine Klientel müsse die Zeche für Fehlinvestitionen und Verschwendung der Macri-Regierung bezahlen.
Argentinien
Hilfe für La Plata
Präsidentin kündigt Maßnahmen an
Die Not in La Plata ist groß. Die Menschen brauchen Hilfe. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/jea) - Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat am Freitag der Vorwoche folgende Hilfsmaßnahmen für die durch die von den Überschwemmungen geschädigten Menschen angekündigt:
Kindergeldbezieher (16.050 Familien) bekommen über einen Zeitraum von drei Monaten 680 Pesos ausbezahlt, also den doppelten normalen Betrag. Die Haushaltszulage wird für drei Monate verdoppelt. Bezieher von Arbeitslosenunterstützung (153.352 Personen insgesamt) sollen eine Sonderzulage von durchschnittlich 1050 Pesos erhalten.
Erwachsene Überschwemmungsopfer erhalten Kredite zu günstigen Konditionen über die Kreditkarte “Argenta”von bis zu 15.000 Pesos. Straßenverkehrsämter sind aufgefordert worden, verlorene Kfz-Papiere kostenlos zu ersetzen. Eine Sonderkreditlinie von 1,4 Mrd. Pesos für Kredite von bis zu jeweils 50.000 Pesos wurde angekündigt, um Reparationsmaßnahmen in Häusern durchzuführen.
Bezieher von Mindestrenten erhalten eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von zwei weiteren Mindestrenten (insgesamt 4.330 Pesos) in zwei monatlichen Raten ausgezahlt. Die Maßnahme betrifft 70.099 Rentner. Es soll eine kostenlose Ausgabe von Personalausweisen für Personen geben, die ihre Identifikationspapiere verloren haben.
Die Regierungen der Provinz und der Stadt Buenos Aires haben ihrerseits auch Notmaßnahmen angekündigt, an erster Stelle der Erlass der Immobiliensteuer (ABL) für eine bestimmte Zeit für die betroffenen Wohnungen.
In der Praxis war es jedoch zunächst recht schwierig, die für die Hilfskredite notwendigen Schritte einzuleiten. Um das hierfür notwendige Formular zu erhalten, war Geduld gefragt. An der Ausgabestelle im Kulturzentrum „Islas Malvinas“ betrug die Schlange wartender Menschen mitunter 400 Meter. Schnell wurden Forderungen laut, mehr Personal einzustellen, um die Anträge abzuarbeiten.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Bildung: Trend zu den Privaten
Öffentliche Bildungseinrichtungen verlieren an Attraktivität, private Schulen und Universitäten sind zusehends beliebter. Diesen Schluss legen Zahlen nahe, die das nationale Erziehungsministerium veröffentlichte. Dabei werden die Zeiträume 1996 bis 2003 und 2003 bis 2010 analysiert und miteinander verglichen. Während in der erstgenannten Periode rund 1,4 Millionen Schüler und Studenten in das öffentliche Bildungssystem kamen, waren es in den zweiten sieben Jahren nur noch 390.000. Die entgegengesetzte Tendenz war für den privaten Bildungsbereich auszumachen. Fingen zwischen 1996 und 2003 nur 20 Prozent aller Neuanfänger an privaten Einrichtungen an, waren es zwischen 2003 und 2010 schon 63 Prozent. Mit Blick auf die Grundschulen (Primarias) sprach Alieto Aldo Guadagni, der Direktor des Studienzentrums für Erziehung (CEA), von einem regelrechten „Exodus“, den die öffentlichen Schulen zu verkraften hätten. Sie verloren zwischen 2003 und 2010 nicht weniger als 263.500 Schüler. Ganz anders die Situation bei den Privaten: Sie konnten im gleichen Zeitraum ihre Schülerzahl um 182.300 steigern. Ähnlich der Trend bei den Universitäten: Zwischen 2003 und 2010 waren fast 60 Prozent aller Neuimmatrikulierten bei den privaten Hochschulen zu verzeichnen. Zwischen 1996 und 2003 waren es nur 14 Prozent.
Orthodoxe vorne
Bei der AMIA bleiben die Orthodoxen tonangebend. Bei den Wahlen des jüdischen Sozialwerks etablierte sich der Vereinte Religiöse Block (BRU) mit 6194 Stimmen als stärkste Fraktion. Dies bedeutet 38 Wahlmänner für den Kongress, bei dem der Vorstand für die nächsten drei Jahre gewählt werden soll. Da die Orthodoxen voraussichtlich ein Bündnis mit der Gruppierung „AMIA ist für alle“ des Macri-nahen Rabbiners Sergio Bergmann eingehen, dürfte es zur Mehrheit reichen. Letztere erreichte mit 2171 Stimmen 14 Delegierte. Der säkulare Flügel hatte das Nachsehen. Die „Pluralistische Aktion“ des einstigen AMIA-Vorsitzenden Luis Grynwald brachte es mit 5533 Stimmen lediglich auf 34 Wahlmänner. Das reicht auch mit den vier Sitzen, die die „Gemeinschaftliche Einheit“ mit 642 Stimmen verbuchte, nicht aus. Insgesamt gaben 14.559 der 26.000 stimmberechtigten AMIA-Mitglieder ihre Stimme ab, was einer Wahlbeteiligung von fast 56 Prozent entspricht.
CFK nicht eingeladen
Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist bei der Trauerfeier für die verstorbene britische Ex-Premierministerin Margaret Thatcher unerwünscht. Mehrere Medien berichteten am Donnerstag, die Familie Thatcher habe keine Repräsentanten jenes Landes einladen wollen, gegen das Thatcher 1982 den Malwinen-Krieg geführt hatte. Kirchner tritt auch nach der gescheiterten Militärinvasion ihres Landes vehement dafür ein, dass das britische Überseegebiet im Südatlantik Argentinien zugesprochen werden sollte. Die britische Regierung teilte dazu mit, man habe den Botschafter Argentiniens eingeladen. Das sei bei Anlässen wie diesem üblich. Bei der Feier mit militärischen Ehren am kommenden Mittwoch wird der Sarg Thatchers, die am Montag im Alter von 87 Jahren gestorben war, in einem Trauerzug durch London vom Parlament zur St. Paul’s Kathedrale gebracht. Insgesamt gingen mehr als 2000 Einladungen in alle Welt. Argentiniens Außenminister Héctor Timerman sprach von einer „Provokation.“
Umstrittene Finanzierung
Für Zündstoff sorgt derzeit Martín Sabbatella, der Vorsitzende der staatlichen Rundfunkkontrollbehörde AFSCA. 74 Mitarbeiter des Amtes sollen nach einem Bericht der Zeitung „Clarín“ Sabbatellas Partei „Nuevo Encuentro“ angehören, die ihrerseits die Regierung von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner unterstützt. Den Mitarbeitern werde der Mitgliedsbeitrag direkt vom Gehalt abgezogen, heißt es weiter. Die Opposition kritisierte das Gebaren. Julio Raffo vom „Proyecto Sur“ sprach von einer Art Zwangsabgabe, der die Betroffenen aus Angst um ihren Job zustimmten. Silvana Giudici, Vorsitzende der Stiftung für freie Meinungsäußerung (LED), bezeichnete es als „obszön“, dass öffentliche Gelder direkt für Parteienfinanzierung verwendet würden. Gabriela Cerruti vom „Nuevo Encuentro“ meinte hingegen, dass es gut sei, eine politische Kraft auf transparente Weise zu unterstützen. Den Beitrag entrichteten die Mitglieder absolut freiwillig.
Goye muss gehen
Omar Goyes Zeit als Bürgermeister von Bariloche ist endgültig abgelaufen: Die Bürger der Wintersportmetropole in Río Negro stimmten am Sonntag mit 77 Prozent für die Amtsenthebung ihres bisherigen Verwaltungschefs. Goye war bereits im Januar durch den Stadtrat vorläufig von seinen Amtspflichten entbunden worden. Die Einwohner segneten diese Maßnahme nun ab. Die Wahlbeteiligung lag bei 60 Prozent. Goye wird eine Mitverantwortung bei den Supermarktplünderungen im Dezember vorigen Jahres unterstellt. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner höchstselbst soll auf eine Ablösung ihres einstigen Parteifreundes gedrängt haben, wie die Zeitung „Clarín“ berichtet. Río-Negro-Gouverneur Alberto Weretilneck und Miguel Ángel Pinchetto, der Provinzchef der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ), hätten daraufhin die notwendigen Schritte eingeleitet. Goye, der aus einer alteingesessenen Familie mit Schweizer Wurzeln stammt, wehrte sich dagegen, verlor dann aber auch die Mehrheit in der Stadtvertretung. 2011 war er als Kandidat des Kirchner-Lagers ins Rathaus von Bariloche eingezogen.
Kelper trauern
Eine Delegation der Bewohner der Malwinen-Inseln hat am Dienstag ihre Trauer um die frühere britische Premierministerin Margaret Thatcher bekundet. „Die Nachricht (von ihrem Tod) erfüllt uns mit tiefer Traurigkeit. Die Flaggen hängen auf Halbmast und der Tag der Beisetzung wird auf den Inseln ein Tag des nationalen Schmerzes sein“, sagte der Abgeordnete des Parlaments der Malwinen, Barry Elsby, bei einem Besuch in Guatemala. „Es wäre einfach für (Thatcher) gewesen, nichts zu tun, aber sie hielt die (argentinische) Invasion für nicht gerechtfertigt, weil sie den Inselbewohnern ihr Recht auf Selbstbestimmung nahm“, sagte Elsby. (mc/dpa)
Meinung
Solidarisch
Die gewaltigen Regenfälle vom Montag bis Mittwoch der Vorwoche in der Stadt Buenos Aires und Umgebung sowie insbesondere in La Plata, Hauptstadt der Provinz Buenos Aires, haben weit über hunderttausend Familien hart getroffen, deren Wohnungen überschwemmt wurden. Auch Verkaufsläden mussten vorübergehend schließen und Verluste hinnehmen. Die Provinzregierung ermittelte 51 Tote. In der Hauptstadt Buenos Aires starben sechs Menschen, allerdings keine Jugendlichen unter 20 Jahren. Die meisten Toten ertranken. In zahlreichen Vierteln fiel der Strom aus.
Die menschliche Katastrophe bewirkte überraschenderweise eine Welle spontaner Solidarität, während die Regierungsämter in den Medien wegen der früheren Unterlassungen von Infrastrukturreparaturen in die Kritik gerieten (siehe Wirtschaftsübersicht).
Präsidentin Cristina Kirchner stellte sich dieses Mal persönlich in Tolosa ein, ein Viertel der Stadt La Plata, wo sie aufwuchs und ihre Mutter sowie Schwester leben. Bei vorherigen massiven Katastrophen anderer Art wie im Vorjahr der Eisenbahnunfall der Sarmiento-Bahn, blieb sie abseits, welche Einstellung ihr übel genommen wurde. Ihre Schwägerin Sozialministerin Alicia Kirchner meldete sich auch und musste Buhrufe entrüsteter Nachbarn ertragen, die sie angeblichen Agitatoren zuschrieb. Aktive Politiker müssen menschliches Leid ertragen, ebenso die Kritik, die bei ihnen abreagiert wird.
Dieses Mal stellte die Präsidentin im Fernsehen über alle Kanäle ein konkretes Hilfsprogramm vor, das sie sachlich vortrug, ohne die bei ihr üblichen Angriffe gegen ihre selbsternannten Gegner. Mit konkreten Maßnahmen soll geholfen werden, nachdem zahllose Familien nahezu ihre gesamten Haushaltsgeräte verloren haben. Die Mindestrenten werden für drei Monate automatisch verdoppelt, ebenso die Pensionen, für die keine oder unzureichende Sozialbeiträge gezahlt worden waren, ferner die Subventionen für Arbeitslose, die Familienzulagen und die Kindergelder. All das wird vom Sozialamt Anses durchgeführt und kann ohne bürokratische Schikanen erfolgreich sein. Außerdem wird der staatliche Kreditfonds ProCreAr Darlehen für 1,4 Milliarden Pesos zu günstigen Konditionen auf Antrag für Wohnungsreparaturen erteilen. Die Provinzregierung und die Stadt Buenos Aires sowie der Bürgermeister von Vicente López kündigten ebenfalls finanzielle Unterstützung für Notleidende an. Bei einem argentinischen Amtsschimmel, der normalerweise langsam mit bürokratischen Schikanen arbeitet, überrascht die schnelle Reaktion in nur wenigen Tagen der maßgebenden Behörden. Außerdem verfügten die Regierungen den Einsatz des Militärs mit Lastwagen, ferner des Grenzschutzes, der Polizei und der Feuerwehr.
Zu dieser Solidarität der öffentlichen Hand zugunsten der Geschädigten der Regenfälle gesellte sich eine überraschende private Solidarität. Zahlreiche Großunternehmen stellten sogleich Gratislieferungen von Haushaltsgegenständen und Nahrungsmitteln zur Verfügung. Sammlungen von Hilfsgeldern wurden in mehreren Instanzen organisiert, die auf Bankkonten deponiert wurden und für Hilfszwecke eingesetzt werden. Das Rote Kreuz meldete sich unmittelbar nach den Katastrophen mit praktischen Hilfen. Zahlreiche private Geschenke von Haushaltsartikeln und Nahrungsmitteln wurden ebenfalls spontan bereit gestellt. Die Verladung der Gegenstände wurde organisiert, wobei dieses Mal auch die Aktivisten der Regierung, genannt „La Cámpora“, mitwirkten, die sich dabei mit Inschriften auf ihrer Brust politisch identifizierten, was andere private Helfer unterließen. Der Zwischenfall bewies, dass solidarisches Verhalten, wie es in der Vorwoche praktiziert wurde, nicht für politische Wichtigtuerei missbraucht werden soll.
Die gewaltigen Regenfälle der Vorwoche mit über 150 Millimeter in einer Stunde in der Hauptstadt und mehr als 350 Millimeter in wenigen Stunden in La Plata verwandelten die Straßen in reißende Flüsse und drangen in Häuser teilweise zwei Meter hoch ein, weshalb so viele Menschen ertranken, sofern sie nicht rechtzeitig fliehen konnten. Das Hochwasser brauste durch Straßen zum Rio de la Plata. Buenos Aires und La Plata werden durch mehrere unterirdische Flüsse und Bäche durchzogen, die bei Hochwasser wieder zum Vorschein kommen. Die intensive Verstädterung mit zahllosen Hochhäusern ohne Gartenflächen, die Regenwasser absorbieren, ebenso wie illegale Siedlungen an den Flüssen und Bächen, verschlimmerten die Katastrophe.
Dass sich die Einwohner beider Städte in diesem Fall so schnell und zahlreich solidarisch verhielten, zeigt deutlich einen Charakterzug des argentinischen Volkes, der bisher in dieser Intensität nicht bekannt war. Das ist ebenso erfreulich wie die Einstellung zahlloser Eltern, die ihre Kinder im Schulalter in private Schulen einschreiben, unbeschadet der Kosten, weil in staatlichen Schulen öfters gestreikt wird und die Lehrkräfte sich nur um sich selber und nicht um das Los der Kinder kümmern, deren Eltern Wert auf eine besser Ausbildung setzen.
Meinung
Eiserner Besen
Von Stefan Kuhn
Sie hatte Glück, großes Glück sogar, und ohne dieses Glück wäre sie wohl kaum in die Geschichtsbücher eingegangen. Der Glücksfall war der Malwinenkrieg 1982. Ohne die argentinische Besetzung der Inseln und die erfolgreiche Rückeroberung durch Großbritannien wäre Margaret Thatcher 1983 wohl nicht wiedergewählt worden. Erst dieser militärische Sieg bestätigte ihren Nimbus als „Eiserne Lady“ und sorgte mit dafür, dass die Vorsitzende der britischen Konservativen das Land im letzten Jahrhundert mit elfeinhalb Jahren länger regierte als alle männlichen Premiers.
Doch das war einer der wenigen außenpolitischen Erfolge der am Montag verstorbenen Politikerin. Der frühere Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP), der über die gesamte Regierungszeit Thatchers deutscher Chefdiplomat war, zog eine kritische Bilanz: „Man kann nicht sagen, dass sie außenpolitisch irgendwie erfolgreich gewesen wäre“, sagte Genscher am Dienstag in einem Radio-Interview. Er erwähnt ihren vergeblichen Widerstand gegen nukleare Abrüstung und die deutsche Wiedervereinigung. „Darüber ist die Geschichte hinweggegangen“, meinte der 86-Jährige. Genscher war von 1974 bis 1992 deutscher Außenminister.
Vielleicht unterschlägt der Altpolitiker ja ganz bewusst einen weiteren außenpolitischen Erfolg Thatchers. Sie setzte 1984 den sogenannten Britenrabatt durch, nach dem Großbritannien zwei Drittel seines EU-Nettobeitrags zurückerstattet bekommt. Die EU-Politik der Eisernen Lady verurteilt Genscher. „Wenn alle sich so verhalten hätten wie sie, wäre Europa in einer anderen und bei weitem schlechteren Lage als es heute ist.“
Genscher ist weitaus ehrlicher als der damalige Bundeskanzler Helmut Kohl. Was Europa anging, hat der Kanzler um der europäischen Einheit Willen immer nachgegeben. Aber bei der Wiedervereinigung hat Thatcher ihm nicht nur Steine in den Weg gelegt, sie hat regelrecht intrigiert, wie sie selbst in ihren 1994 erschienenen Memoiren „Downing Street Years“ schreibt. „Auch wenn wir noch nicht herausgefunden hatten, wie wir dem deutschen Moloch Einhalt gebieten konnten, so hatten wir doch offenbar beide den Willen dazu. Das war immerhin ein Anfang“, schreibt sie über ein Treffen mit dem französischen Präsidenten François Mitterrand. Über ein Gespräch mit dem sowjetischen KP-Generalsekretär Michail Gorbatschow im September 1989 berichtet sie: „Ich erklärte ihm ganz offen, dass wir uns in der Nato aus Tradition zwar zur deutschen Wiedervereinigung bekannten, die Aussicht darauf uns in Wirklichkeit aber besorgt machte.“
Dass Kohl sich durchgesetzt hat, liegt wohl an seiner größeren sozialen Kompetenz. Mit Mitterrand und Gorbatschow verbanden ihn persönliche Freundschaften, und der damalige US-Präsident George Bush sen. beurteilte die Lage in Europa grundlegend anders als Thatcher. Deren konfliktiver Charakter, ihre Rechthaberei, hatte wohl wesentlichen Anteil an ihren außenpolitischen Fehlschlägen.
Dazu zählen auch diplomatische Peinlichkeiten wie ihre Nibelungentreue zum chilenischen Diktator Augusto Pinochet, der sie im Malwinenkrieg als einziger südamerikanischer Staatschef unterstützte, oder grundlegend falsche Einschätzungen der weltpolitischen Entwicklungen. 1987 bezeichnete sie den südafrikanischen ANC als „typisch terroristische Vereinigung“. Sechs Jahre später wurde dessen Parteivorsitzender Nelson Mandela südafrikanischer Präsident.
„Eisern“ war Thatcher auch in ihrer Wirtschaftspolitik - eine Art eiserner Besen. Konsequent verfolgte sie die Zerschlagung des britischen Wohlfahrtsstaates. Sie privatisierte Staatsunternehmen wie Bahn, Post oder den Bergbau und entmachtete die Gewerkschaften. Diese Maßnahmen brachten die marode Wirtschaft Großbritanniens wieder nach vorne. Ob Thatchers wirtschaftlicher Kurs wirklich so erfolgreich war, darüber streiten sich die Ökonomen. Viele machen sie auch für die Probleme verantwortlich, die das Land heute hat. Vor allem die von ihr begonnene Liberalisierung der Finanzmärkte wird seit dem Bankrott der US-Bank Lehman Brothers 2009 als großer Fehler gesehen.
Dennoch waren viele Maßnahmen Thatchers wegweisend. Sie hat die Weltwirtschaftspolitik verändert. In Großbritannien selbst wagte seither kein Premier, egal welcher politischer Couleur, eine radikale Abkehr von ihrem Kurs.
Margaret Thatcher hat das Land aber auch gespalten. Dieser Riss durch die britische Gesellschaft ist heute noch spürbar. Thatcher wurde vor fast einem Vierteljahrhundert von Parteikollegen aus dem Amt gedrängt. Nach ihrem Tod gab es in Großbritannien neben Trauerbekundungen auch Jubelfeiern.
Meinung
Randglossen
Bevor die tragischen Folgen der Überschwemmungen der Vorwoche verkraftet worden waren, stieß Präsidentin Cristina Kirchner mit ihrer Anfang März vor versammelten Kongress angekündigten Justizreform vor. Sechs Gesetzesprojekte werden dem Kongress zugeleitet, drei in jeder Kammer. Im Senat verabschiedete der zuständige Ausschuss die Vorlagen ohne Anwesenheit der Opposition. Die Deputiertenkammer soll nächste Woche folgen. Die Eile ist offenbar geboten, damit die künftigen Mitglieder des Richterrates im August zusammen mit den Pflichtwahlen für Kandidaten der Parlamentswahlen vom 27. Oktober gewählt werden können. Künftig sollen weder die Richter noch die Rechtsanwälte wie jetzt ihre Vertreter im Richterrat nominieren, sondern das Wahlvolk soll die von den politischen Parteien aufgestellten Kandidaten wählen. Die jeweilige Regierung beherrscht dann den Richterrat mit eigener Mehrheit, der Richterkandidaten postuliert und Richter absetzen kann, künftig mit einfacher Mehrheit und nicht mit zwei Dritteln wie jetzt. Justiz, Legislative und Exekutive hängen dann gesamthaft von letzterer ab.
Seit dem Wahlsieg von 2011 in beiden Kammern billigt der Kongress alle Gesetzesprojekte, die ihm die Exekutive vorlegt, allerdings mit Hilfe alliierter Senatoren und Deputierten, die formell nicht zur Regierungsallianz, genannt Front für den Sieg, gehören, aber willig alles tun, was die Regierung von ihnen verlangt. Einige Alliierte sind inzwischen abgesprungen, aber bisher reichen die Mehrheiten in beiden Kammern, es sei denn, andere Parlamentarier steigen aus der informellen Allianz aus und verhindern die gewünschten Mehrheiten, zumal bei Projekten, die absolute Mehrheiten, nicht nur der anwesenden Parlamentarier, erfordern. Die Justizreform wird zeigen, ob die Regierung ihrer bisherige Dominanz des Kongress beibehält, oder ob andere politische Zeiten bevorstehen.
Warum lässt der Mann eigentlich kein Fettnäpfchen aus? Als Argentiniens Chefdiplomat sollte Héctor Timerman eigentlich wissen, dass Schweigen vielfach diplomatischer ist, als überall seinen Senf dazuzugeben. Es kann nun mal kein politischer Affront sein, wenn die Kinder der verstorbenen Margaret Thatcher die argentinische Präsidentin nicht bei der Beerdigung dabeihaben wollen. Timerman hat wohl zu spät gemerkt, dass er da einer britischen Stichelei aufgesessen ist. Argentinien hat einen Anspruch auf die Malwinen, aber keinen auf die Teilnahme an der Beerdigung der früheren Kriegsgegnerin. Immerhin hat der Außenminister nach seinem Fauxpas erkannt, dass es überflüssig ist, jemanden von einer Veranstaltung auszuladen, an der er gar nicht teilnehmen wollte.
Erinnert sich eigentlich noch jemand an Christian Wulff? Vor gut einem Jahr war der Mann noch deutsches Staatsoberhaupt. Jetzt ist er arbeitslos, und die Frau ist weg. Gut, dass es in Deutschland ein soziales Netz gibt, das solche Fälle auffängt. Nein, Wulff ist nicht auf Hartz IV, er bekommt einen stattlichen Ehrensold. Jetzt hat er auch noch alle Chancen, rehabilitiert zu werden. Wulff hat die Einstellung des Verfahrens gegen ihn wegen Begünstigung im Amt abgelehnt. Er will einen Freispruch, den er vermutlich auch bekommen wird, denn von den Anklagepunkten ist nur noch einer übrig. An das ganze Theater, das stückchenweise Zugeben von offensichtlichen Wahrheiten über die Zuwendungen von Unternehmern oder die versuchte Beeinflussung des Chefredakteurs der Bild-Zeitung erinnert sich schon niemand mehr.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,15, um 0,19% über der Vorwoche und um 4,57% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 40,45 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,345, zum 30.09.13 bei $ 5,651, und zum 31.01.14 bei $ 6,102. Der Terminkurs per Februar 2014 lag um 23,76% über Februar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,43. Da die ZB und die AFIP die Kontrollen intensivierten, wurde dieser Markt noch undurchsichtiger, mit sehr unterschiedlichen Notierungen.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 5,78%, und lag 22,19% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,04% und lagen 1,06% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos schlossen zur Vorwoche unverändert und lagen um 14,27% über Ende 2012. Boden 2014 gingen gegenüber der Vorwoche um 0,97% zurüch, lagen jedoch um 5,13% über Ende 2012. Boden 2015 stiegen zur Vorwoche 0,96% und lagen 3,00% unter Ende 2012, und Boden 2013 schlossen zur Vorwoche unverändert und lagen 0,80% im Plus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 171,43 (Vorwoche $ 169,61) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 244,90 (Vorwoche $ 242,31).
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die Opposition im Parlament als Durchschnitt verschiedener privater Erhebungen berechnet, ergab für März eine Zunahme von 1,54%, und in 12 Monaten eine von 24,43%. Die Preis-einfrierung bei Supermärkten (die bei Lebensmitteln für etwa 40% des Gesamtkonsums verantwortlich sind) hat dazu geführt, dass die Zunahme bei Lebensmitteln nur bei 1% lag.
***
Die Preise für Benzin und Dieselöl sind am Mittwoch von der Regierung für sechs Monate eingefroren worden. (Amtsblatt vom 10.4.13) Demnach dürfen laut Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno die Preise für Benzin und Dieselöl die Höchstgrenzen in den Tankstellen vom letzten Dienstag nicht überschreiten. In den meisten Fällen verkauft Shell landesweit zu den teuersten Preisen. YPF, das über die Hälfte der Nachfrage nach Benzin und Dieselöl versorgt, hat sofort die Preise um bis zu 10% angehoben, um sie den höchsten bestehenden Marktpreisen anzugleichen.
***
Argentinien hat von der Interamerikanischen Entwicklungsbank ein Darlehen zur Förderung in Gemeinden über u$s 1,43 Mrd. erhalten, berichtete das Planungsministerium. Damit sollen insbesondere Abwässerungsprogramme, öffentliche Beleuchtungsprojekte sowie der Bau von Gemeindezentren und Spielplätze im Norden des Landes finanziert werden.
***
Der Verkauf von Baumaterialien ist im vergangenen Monat stark zurückgegangen. Der Index für Baukosten Construya weist für den März einen innerjährlichen Rückgang von 5,9%, und von 2% gegenüber dem Vormonat aus.
***
Der Verband der mittleren Unternehmen CAME, der vorwiegend den kleinen Einzelhandel vertritt, berichtet, dass im März 470 illegale Verkaufszentren festgestellt wurden, mit 47.681 illegalen Verkäufern, die insgesamt einen Umsatz von $ 1,43 Mrd. erzielt haben. Wenn man noch Strassenverkäufer hinzuzähle, die auf ca. 70.000 geschätzt werden, steigt der Gesamtumsatz auf $ 2,31 Mrd.
***
Die Hilton-Quote, die bis zum 30. Juni gilt, wird dieses Jahr zum sechsten Mal in Folge nicht erfüllt. Dieses Kontingent für Rindfleischimporte der EU, bei dem ein niedriger Zollsatz gezahlt wird, ergibt Preise, die drei bis vier Mal so hoch sind wie sie bei normalen Fleischimporten der EU liegen. Die Quote beträgt 30.000 t, und es werden laut privaten Schätzungen 10.000 t verbleiben, die nicht exportiert wurden. Dies geschieht wegen der Störungen beim Export, die Binnenhandelssekretär Moreno eingeführt hat.
***
Die Produktion von Automobilen, Lastwagen, Kleinlastern und Gestellen für Omnibusse lag im März 2013 mit insgesamt 79.031 Einheiten um 16,8% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das erste Quartal schloss mit einer Gesamtproduktion 176.003 Einheiten, eine Zunahme von 7,4% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode. Im letzten Monat wurden 41.591 Fahrzeuge nach Brasilien exportiert, 43,1% mehr als noch im März 2012. Im Verlauf des Quartals konnten 90.432 Fahrzeuge exportiert werden, 7% mehr als noch vor einem Jahr. Die Angaben stammen vom Verband der lokalen Fabrikanten ADEFA.
***
Im Verlauf des letzten Monats konnten deutlich weniger Streiktage, Entlassungen und Arbeitssupendierungen festgestellt werden. In der grafischen Industrie, der Bauindustrie, der Erdölwirtschaft sowie dem Bergbau wurden die meisten Entlassungen verzeichnet. Die Suspendierungen betrafen überwiegend das Projekt des brasilianischen Bergbauunternehmens Vale in der Provinz Mendoza.
***
Die Nachfrage nach Arbeitern und Angestellten lag in der Bundeshauptstadt und Umgebung im März 2013 um 27,9% unter der gleichen Vorjahresperiode, und um 1,4% unter dem 4. Quartal 2012, geht aus dem Index des Forschungszentrums der Universität Di Tella hervor, der auf der Grundlage der Anzeigen in den grossen Zeitungen berechnet wird.
***
Im Februar reisten 266.272 Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, ins Ausland, und gaben u$s 312 Mio. aus, berichtet das INDEC. Im gleichen Vorjahresmonat waren es 267.861 Auslandsreisende, die u$s 295,7 Mio. ausgegeben haben. Auf der anderen Seite betrug die Zahl der einreisenden Auslandstouristen 177.734, gegen 208.946, und sie gaben dieses Jahr $ 209 Mio. aus, gegen 258 Mio. im Vorjahr. Die Tourismusbilanz hatte somit im Februar ein Defizit von über u$s 100 Mio.
***
Das brasilianische Bergbauunternehmen Vale hat die Aufgabe des Projektes der Kaliumförderung “Rio Colorado”, in der Provinz Mendoza, bestätigt. In einer öffentlichen Audienz in der Bergbaukommission des Senats wies der Vertreter des Unternehmens, Adolfo Durañona, darauf hin, dass die Firma sich bemühe, einen Käufer für das Projekt zu finden, das sie seinerzeit von der britisch-australischen Rio Tinto übernommen habe. 2010 waren die Gesamtkosten des Projektes auf u$s 6 Mrd. veranschlagt worden. Danach kamen u$s 1,5 Mio. hinzu, die in Investitionen bestanden, die die Gouverneure von Mendoza u.a. Provinzen forderten. Ausserdem stiegen die internen Kosten, so dass das Projekt jetzt u$s 12 Mrd. kosten würde. Die Firma hat über 20 Gespräche mit den zuständigen Beamten gehabt, ohne jedoch eine Lösung zu erreichen, um das Projekt wirtschaftlich sinnvoll zu gestalten. Bisher wurden schon über u$s 2 Mrd. investiert, die das Unternehmen nur ganz oder zum Teil zurück erhält, wenn es ihr gelingt, einen Interessenten zu finden, was unter den gegebenen Umständen schwierig ist.
***
Um 27% ist im vergangenen März die Nachfrage nach Arbeitskräften in der Bundeshauptstadt sowie im Gross Buenos Aires gegenüber dem gleichenVorjahresmonat zurückgegangen, berichtet die Universität Torcuato Di Tella, die eigens für diese Fragen eine Statistik erarbeitet. Die Nachfrage nach Arbeitskräften sei im ersten Quartal 2013 gegenüber dem letzten Quartal 2012 um 1,4% zurückgegangen.
***
Öffentliche wie private Banken kündigten am letzten Dienstag eine Zinshöchstgrenze für Ratenzahlungen mit den eigenen Kreditkarten an. Die jährliche Zinsrate soll nicht über 30% betragen. Aktuell liegen diese Zinsen bei über 40%. Wie verlautet, werden die ausländischen Banken amgeblich in den kommenden Tagen Finanzierungspläne für Kredikartenbesitzer bekannt geben, mit Null Prozent Finanzierungen für Lebensmitteleinkäufe.
***
Bei der wöchentlichen Wechselausschreibung der ZB vom Dienstag betrugen die Offerten $ 3,99 Mrd. von denen $ 3,94 Mrd. angenommen wurden. Der Betrag übertrifft die Amortisation bestehender Wechsel um $ 1,4 Mrd. 90% der Angebote war für Lebac und 10% für Nobac. Die Zinsen gingen bei Lebac je nach Laufzeit von 14% bis 16%.
***
Die AFIP hat das Kabelfernsehunternehmen Cablevisión (das zum Clarín-Konzern gehört) mit $ 4.500 und zwei Tage Schliessung des zentralen Gebäudes der Firma bestraft, weil sie die Rechnung für den Dienst bei Gebäuden mit Stockwerkseigentum nicht an die einzelnen Inhaber der Departements, sondern an die gemeinsame Verwaltung des Gebäudes ausgestellt hat. Das ist jedoch kein Thema, das die Steuerverwaltung angeht, wobei es dabei keine Hinterziehung gibt. Dennoch hat Cablevisión jetzt begonnen, die Liste der Wohnungsinhaber aufzustellen, um ihnen direkt die Rechnung zu schicken. Das bedeutet nicht, dass die Einnahmen dabei steigen und mehr Gewinnsteuer gezahlt werden muss. Der Fall ist eine weitere Schikane der Regierung gegenüber dem von ihr verfolgten Clarín-Konzern.
***
Die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) teilt mit, dass sie in nur drei Tagen schon 350 Kredite für insgesamt $ 13 Mio. an die Geschädigten der Überwemmungen in La Plata und Umgebung erteilt habe. Ausserdem befänden weitere 600 Anträge in Bearbeitung. Die Kredite betragen bis zu $ 50.000, und müssen in 49 monatlichen Raten bei einem Zinssatz von 9,9% zurückgezahlt werden. Der Durchschnitt der bisher gewährten Kredite beläuft sich auf $ 35.000. Bankpräsident G. Marangoni wies darauf hin, dass auch geschädigte Inhaber von Einzelhandelsgeschäften den Kredit beantragen können.
***
Die Provinz Buenos Aires hat Schatzscheine auf 35 bis 189 Tagen für $ 840 Mio. untergebracht. Es handelt sich um die fünfte Ausgabe in diesem Jahr. Mit dem Erlös werden zunächst Amortisationen bestehender Schatzscheine gedeckt, und dann auch das Defizit. Die Zinsen betrugen, je nach Laufzeit zwischen 17,5% und 19%. Ein Teil der Schatzscheine wurde an den offiziellen Dollarkurs gebunden (“dollar linked”), was sie für Importeure interessant macht. Bei Schuldscheinen oder anderen Wertpapieren mit einer Laufzeit von über 12 Monaten, sowohl im Inland wie im Ausland, ist laut Gesetz die Zustimmung des Nationalstaates notwendig, der sie jedoch prinzipiell verweigert. Die kurzfristige Verschuldung der Provinz stellt ein grosses Risiko dar, da in Krisenmomenten die Erneuerung der Schuld durch Unterbringung von provinziellen Wertpapieren gefährdet sein kann.
***
Die AFIP hat von den nationalen und provinziellen Gerichten eine ausführliche Information über ihr Personal und die steuerliche Lage der einzelnen Beamten gefordert. Das wurde vom Obersten Gerichtshof des Nationalstaates und auch von gleichen Instanzen der Provinzen zurückgewiesen. Richter zahlen laut Oberstem Gerichtshof keine Einkommenssteuer, auf Grund der Verfassungsbestimmung, dass ihre Gehälter nicht verringert werden dürfen. Dabei wurden auch viele Justizbeamte eingeschlossen, die nicht Richter sind. Die AFIP will jetzt, dass diese die Gewinnsteuer zahlen. Der Streitfall müsste durch ein Gesetz gelöst werden, das den Verfassungsparagraphen reglementiert und dabei festlegt, wie weit die Ausnahme geht. Die Präsidentin CK hat sich dafür eingesetzt, dass auch die Richter die Gewinnsteuer zahlen, konnte sich dabei jedoch bisher nicht durchsetzen. Der Oberste Gerichtshof wäre angeblich nur bereit, dass die Steuer gezahlt wird, wenn die Richtergehälter im gleichen Ausmass des Steuerbetrages erhöht werden. Das wäre jedoch für die Nationalregierung ein schlechtes Geschäft, da sie diese Ausgaben voll zahlt, während die Ausnahme von der Gewinnsteuer auch von den Provinzen getragen wird.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Uruguayische Bürger, die Tagesfahrten nach Argentinien unternehmen, dürfen ab Montag im Rahmen der „Nullkilo-Politik“, keine Konsumwaren ins Land einführen. Die Überbewertung des uruguayischen Peso, sowie die Existenz eines Schwarzmarktes mit Kursunterschieden von bis zu 60%, machen argentinische Waren besonders billig.
***
Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) genehmigte einen Kredit über u$s 100 Mio. um die Effizienz des Transportwesens auf den Flüssen Paraguay und Paraná zu verbessern. Die Finanzmitel sollen für die Vertiefung der Flüsse, aber auch für die Anschaffung von flachen Schiffen (“barcazas”) und Schleppern, eingesetzt werden.
***
Im Jahr 2012 wurden Schweizer Produkte im Wert von CHF 6,31 Mrd. nach Südamerika und Mexiko exportiert. Das entspricht einem satten Zuwachs von 10,0% gegenüber 2011. Die wichtigsten Märkte sind Brasilien mit CHF 2,35 Mrd. (+5,5%) und Mexiko mit CHF 1,37 Mrd. (+3,9%). Dahinter folgen Argentinien (+9,5%) und Venezuela (+22,4%). Aus Tradition machen pharmazeutische und chemische Produkte nach wie vor den Hauptanteil der Exporte. Sie sind in Lateinamerika seit vielen Jahren etabliert und verankert. Von der wachsenden und konsumfreudigen Mittelschicht können zunehmend auch Schweizer Luxusgüterhersteller profitieren. Die «Swissness» wird in der Region hoch geschätzt. (Osec, Zürich)
***
Der deutsche Bundesaussenminister Dr. Guido Westerwelle und Dr. Annette Niederfranke, Staatssekretärin im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, haben in Berlin gemeinsam mit dem uruguayischen Außenminister Luis Leonardo Almagro Lemes und dem uruguayischen Botschafter in Deutschland Alberto Antonio Guani Amarilla das deutsch-uruguayische Sozialversicherungsabkommen unterzeichnet. Durch das Abkommen wird der soziale Schutz der Staatsangehörigen beider Länder innerhalb der jeweiligen Rentenversicherungssysteme sichergestellt und koordiniert. Für sie und ihre Arbeitgeber gelten dann grundsätzlich die Rechtsvorschriften des Staates, in dem die Beschäftigung tatsächlich ausgeübt wird. Das Abkommen stellt sicher, dass Arbeitnehmer, die lediglich vorübergehend in anderen Staat eingesetzt sind, im Rentensystem ihres Heimatlandes bleiben können. Der Entsendezeitraum kann bis zu 24 Kalendermonaten gehen. Eine Doppelversicherung und Lücken im Rentenverlauf werden somit verhindert. Durch die Zusammenrechnung der Versicherungszeiten im Ausland und jenen ihres Heimatlandes können künftig Deutsche aus uruguayischen Versicherungszeiten Rentenansprüche erwerben. Gleiches gilt für Entsendungen aus Uruguay. (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Berlin)
***
Der brasilianische Index der Konsumentenpreise weist im März gegenüber dem gleichen Vorjahresmoant ein Zunahme von 0,47% aus. Im ersten Quartal liegt die Zunahme innerjährlich 6,59% über dem Vorjahresniveau, und somit leicht (6,5%) über die Jahresprognosen der Regierung für das gesamte Jahr.
***
Die chilenische Justiz hat das binationale Bergbauprojekt Pascua Lama, der kanadischen Barrick Gold, wegen angeblicher Verletzung von Umweltnormen aufgehoben. Das Projekt liegt zwischen 3800 und 5200 Metern in der Andenkordillere, auf der Höhe der argentinischen Provinzhauptstadt San Juan, wo die gleiche Firma auch ein grosses Projekt in Angriff genommen hat, das mit dem chilenischen eine Einheit bildet. Die Massnahme wurde von der Berufungskammer in der Stadt Copiapó getroffen, nachdem fünf Indianergemeinden gegen die hohe Konzentration von Arsensäure, Aluminium, Kupfer und Sulfate im Grundwasser geklagt hatten. Ihr Rechtsanwalt, Lorenzo Soto, zeigte vor Gericht ausserdem die Zerstörung der Gletscher Toro 1 und Toro 2, sowie des Gletschers Esperanza an. Allein im Verlauf dieses Jahres habe Barrick Geldbussen wegen der Gletscherzerstörungen von über u$s 350.000 erhalten, fügte Soto hinzu. Barrick kündigte am Mittwoch die Einstellung der Arbeiten an, und wies darauf hin, dass auf argentinischer Seite normal weitergearbeitet wird. In Argentinien befindet sich der Grossteil der Infrastruktur.
***
Brasilien hat 2012 4,3 Mio. Tonnen Kalium verbraucht, jedoch nur 325.000 t im eigenen Land erzeugt. Die Möglichkeiten, mehr Kalium zu erzeugen sind beschränkt, und der Verbrauch steigt wegen der intensiven Düngung in vielen landwirtschaftlichen Bereichen sehr stark. Die Forschung nach neuen Vorhaben wurden intensiviert, doch die Aussichten werden mit Skepsis betrachtet. Das aufgegebene argentinische Projekt von Vale, bei dem eine Produktion von über 4 Mio. Jato angepeilt wurde, war für Brasilien besonders wichtig.
***
Geschäftsnachrichten
‚AIDA Cruceros‘ - Promotionen für Südamerika
Für die Sommersaison 2013/14 bietet ‚AIDA-Cruceros‘ zwei neue Reiseoptionen in Südamerika an, zwei spezielle Kaufmöglichkeiten im Voraus: Early Saver und Early Saver Plus.
Die Reisen beginnen am 28.12. (Santos, Rio de Janeiro, Angra, Ilhabela, Punta del Este, Buenos Aires - 8 Tage) und am 5. Januar 2014 (Buenos Aires, Montevideo, Itajai, Santos - 6 Tage).
Early Saver Plus erteilt einen Rabatt von 150 Euros über dem Normalpreis Premium bei bezahlter Reservierung bis zum 30 April 2013.
Der Rabatt bei dem Plan Early Saver beträgt 100 Euro bei Bezahlung der Passage fünf Monate vor Antritt der Reise.
Wie immer sind bei ‚AIDA Cruceros‘ im Preis eingeschlossen Vollpension mit Getränken, einschließlich Alkoholgetränke bei den Mahlzeiten, sowie Unterhaltungs- und Sportmöglichkeiten an Bord, wie auch alle Dienstleistungen des Unternehmens, das zu den Besten in Deutschland zählt.
Infos:
info@lasonrisamaslinda.com.ar
www.lasonrisamaslinda.com.ar Facebook/lasonrisamaslinda
HR
McDonald’s
Diese Schnellimbisskette weihte ihr zweites Lokal in der Provinzhauptstadt Salta ein. Das neue Restaurant verteilt sich auf eine Gesamtfläche von 812 qm über zwei Etagen. Ausserdem zählt es eine Automac Station. Das Lokal bietet Platz für 270 Gäste.
ICBC
Die ehemalige lokale Filiale der südafrikanischen Standard Bank (die vor einigen Jahren aus der Übernahme der Boston Bank hervorging) wurde ab Montag auf Industrial and Commercial Bank of China Limited, ICBC, umgenannt. Die chinesische Bank hatte Standard im August 2011 übernommen, und die Zentralbank hat im November die Übernahme gutgeheissen. Babys, die am letzten Montag geboren wurden, erhalten von der Bank ein Festgeldgeschenk über $ 1000.
Grimoldi
Dieser Schuhfabrikant hat Schuldverschreibungen über $ 40 Mio. auf dem Markt untergebracht. Mit dem frischen Geld soll die landesweite Einführung der Schuhmarke Vans finanziert werden, berichtet die Börsengesellschaft Puente, die als allein Verantwortliche für diese Finanzoperation verantwortlich war. Geboten wurden Einkauforders über $92 Mio., 230% über dem ursprünglichen Betrag. Wer diese Papiere mit einer Laufzeit von zwei Jahren gekauft hat, bekommt die sogenannte Badlar-Rate zuzüglich 3,6% Zinsen.
YPF
Nach dem Brand in der YPF Raffinerie in der Stadt Ensenada, nahe der Provinzhauptstadt La Plata, bei weitem die grösste des Landes, wird die Produktion von Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten in diesem Jahr zwischen 15% und 20% zurückgehen. YPF wird dies mit höheren Importen ausgleichen, was zusätzliche Aufwendungen für Importe von bis zu u$s 500 Mio. bedeuten könnte. Die Reparaturarbeiten in der Einheit Topping C wurden schon aufgenommen, und die Anlage konnte wieder in Betrieb genommen werden. Aber es verbleibt ein geschädigter Teil, dessen Instandsetzung schwieriger ist. Ausserdem ist die Kontrollstation wieder komplett funktionsfähig.
Bosch
Die deutsche Robert Bosch hat beschlossen, ihr “Call center” in Argentinien (in der Lavalle 570, 6. Stock, Bundeshauptstadt) zu schliessen. Von hier aus wurden sowohl lokale Kunden, wie auch solche im Ausland bedient. Die ca. 500 Arbeitnehmer werden entschädigt. Die Kosten sind in Argentinien wegen des hinter den Lohnerhöhungen stark zurückgebliebenen Wechselkurses zu hoch geworden. Die lokale Filiale Bosch Argentina, die seit 1924 im Land anwesend ist und gegenwärtig 264 Personen beschäftigt, wird weiterhin als Zulieferant der Kfz-Industrie und auf dem Gebiet der elektrischen Werkzeuge und Sicherheitssysteme tätig sein. Bosch ist allgemein besonders durch seine Zündkerzen bekannt.
Molinos Río de la Plata
Dieses Lebensmittelunternehmen plant Investitionen über $ 300 Mio. für den Bau eines neuen Sojawerkes und der Erweiterung von bereits bestehenden Produktionslinien für tiefgekühlte Produkte. Die Tochtergesellschaft Renova plant die Errichtung eines Sojaverarbeitungswerks in Timbúes, in der Provinz Santa Fe. Weitere Mittel sind für Erhöhung der Produktion der Marken Granja del Sol, Pastas Luchetti und Matarazzo vorgesehen. Das Unternehmen wird von Luis Perez Companc geführt.
Ford
Dieser Autohersteller investiert u$s 200 Mio.,um die neue Version des Modell Focus exklusiv für ganz Lateinamerika zu produzieren. Präsidentin Cristina Kirchner, Industrieministerin Debora Giorgi und der Vorsitzender von Ford Argentina und Chile, Enrique Alemañy, kündigten gemeinsam das Vorhaben im Regierungspalast an. Wie das Industrieministerium mitteilte, soll die Kapazität des Werkes in General Pacheco um 19% von aktuell 480 auf künftig 572 Tageseinheiten steigen. Von den 66.000 zu produzierenden Autos und Kleinlastern sind 71% für den Export vorgesehen. Wie Ford mitteilte, sind u$s 60 Mio. von den u$s 200 Mio. für die lokale Entwicklung von Zubehörteilen vorgesehen.
Michelin Argentina
Dieser französischer Reifenhersteller feiert seine hundertjährige Präsenz in Argentinien mit einer Investition von $ 143 Mio., die für neue Verkaufslokale, Service-Centers und drei neue Betriebe für die Erneuerung abgenutzter Reifen (“recapado”) bestimmt sind. Gleichzeitig sollen neue Produkte vorgestellt und auch das Ergebnis der Gespräche mit Zulieferanten, die in Frankreich stattgefgunden haben, erläutert werden, sagte der Präsident von Michelin Argentina, Antonio Mello, der auch darauf hinwies, dass Michelin seine Importe mit Exporten von Rohstoffen, Halbfabrikaten und Produkten kompensiere, die mit dem Geschäftsbereich der Firma zusammenhängen.
Plaza Hotel
Dieses traditionelle 5-Sterne-Hotel an der Plaza San Martín, das vor einigen Jahren vom US-Konzern Marriot verwaltet wurde (und daher in Marriot-Plaza umgetauft wurde), wurde von der Gruppe Sutton für $ 280 Mio. gekauft, die schon das Hotel Alvear besitzt. Das Hotel erhält jetzt wieder den ursprünglichen Namen. Sutton besitzt auch 50% des Hotels Llao Lao in Bariloche und baut gegenwärtig ein Hotel im Stadtteil Puerto Madero. Das Plaza Hotel war von Ernesto Tornquist im 19. Jahrhundert gegründet worden, und etwa 60 Nachkommen, die jetzt Aktionäre waren, wurden ausgezahlt.
Wirtschaftsübersicht
Der Grossangriff auf die Justiz
Am Montag kündigte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner eine umfassende Justizreform an, die sie als “Demokratisierung” vorstellte, in Wirklichkeit jedoch eine Initiative zur Beherrschung der Justiz durch die Exekutive darstellt. Die Kirchners haben ein eigenartiges Konzept der Justiz, die sie im Wesen als ein Störungsfaktor empfinden. Dies beruht einmal auf ihrem totalitären Machtkonzept, hat aber auch einen ideologischen Hintergrund. Für den Kommunismus ist die sogenannte “bürgerliche” Justiz ein Hindernis, da sie u.a. auf dem Eigentumsrecht aufbaut, das abgeschafft wird. In der Sowjetunion u.a. Staaten, die zum Kommunismus übergegangen sind, wurde sofort das ganze bestehende Rechtssystem abgeschafft. Der Einfluss der ehemaligen Montonero-Terroristen, die im Wesen auch einer kommunistischen Ideologie huldigen, auf diese Regierung ist eine Tatsache, und ihr ideologischer Einfluss ist stets präsent. Dass unlängst der zweite Mann der Montoneros (nach Mario Eduardo Firmenich), Fernando Vaca Narvaja, zum Minister in der Provinz Rio Negro ernannt wurde, wo die Regierungspartei an der Macht ist, spricht Bände. Viele hohe Regierungsmitglieder haben damals auch mitgemacht. Nur zur Erinnerung: die Terroristenorganisationen Montoneros und ERP haben insgesamt 1.500 unschuldige Menschen ermordet (darunter 300 Polizisten), 1.700 Unternehmer entführt (und die meisten gegen hohe Lösegelder freigelassen) und 21.000 Attentate vollzogen, meistens mit Bomben, bei denen viele Menschen verletzt und sogar verstümmelt wurden.
Der Aufschwung, den Argentinien in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts erlebt hat, hat zwei Grundlagen:1. Der Ausbau der öffentlichen Erziehung, was Domingo F. Sarmiento zu verdanken ist; 2. Der Aufbau eines Rechtssystems, das mit der Verfassung von 1953 beginnt und dann in den Gesetzbüchern für Zivilrecht und Handelsrecht, in zahlreichen Gesetzen, in der Schaffung der Eigentumsregister, u.s.w. weitergeht. Juan Bautista Alberdi war der Ideologe, der die Grundlagen für dies gesetzt hat. Argentinien war im Jahr 1900 in Bezug auf das Rechtssystem weit fortgeschritten. Ohne dieses Rechtssystem wären die hohen Infrastrukturinvestitionen, die dem wirtschaftlichen Aufschwung zu Grunde lagen, nicht möglich gewesen. Das Eisenbahnnetz von über 40.000 km, das damals errichtet wurde, die Häfen u.a. Investitionen bedurften einer Rechtsordnung, die den Investoren Sicherheit bot. Julio Argentino Roca, zwei Mal Präsident (1880/86 und 1898/1904) wurde bei Europareisen (nach seiner ersten Amtszeit) stets auf die Notwendigkeit der Rechtssicherheit angesprochen, was ihn so stark beeindruckte, dass er in seiner zweiten Amtszeit das grosse Justizgebäude an der Talcahuano bauen liess, sozusagen als Symbol für die Bedeutung der Justiz.
Die Rechtsordnung wurde später mehrmals verletzt, besonders unter der Regierung von Juan Domingo Perón (1946/55). Doch immer wieder fand danach eine Rückkehr zur geltenden Ordnung statt. Das Rechtssystem wurde gesamthaft im Laufe der Jahre ausgebaut und modernisiert, und ist im Wesen nicht viel anders als in fortgeschrittenen Staaten.
Néstor Kichner hat gleich nach seinem Amtsantritt im Jahr 2003 der Justiz einen schweren Schlag versetzt. Er hat die Gesetze über Gehorsamspflicht und Endpunkt, vom Jahr 1987, zunächst durch den Kongress und danach durch den Obersten Gerichtshof annullieren lassen. Man kann über die Militärregierung denken wie man will, und den Kampf gegen den Terrorismus in seiner konkreten Form beanstanden, aber dabei muss die Rechtssordnung geachtet werden, umso mehr, als den Militärs vorgeworfen wird, eben dies nicht getan zu haben. Jene Gesetze waren schon vom Obersten Gerichtshof verfassungskonform erklärt worden (der sie als Amnestien eingestuft hat). Somit konnte der Fall nicht neu aufgeworfen werden. Im römischen Recht heisst dies “non bis in idem”, im argentinischen “cosa juzgada”. Kirchner setzte die Mitglieder des Obersten Gerichtshofes ab, die sich weigerten, dieser rechtswidrigen Annullierung zuzustimmen. Das Verfahren war widerrechtlich, da die Richter auf Grund von Urteilen abgesetzt wurden, die in Ordnung waren, jedoch von Néstor Kirchner nachträglich beanstandet wurden. Richter, auch die des Obersten Gerichtshofes, können nur wegen rechtswidrigem Verhalten abgesetzt werden. Und das bestand hier nicht.
Gleichzeitig kam ein Rattenschwanz von Rechtsverletzungen. Die Konzessionsverträge mit Betreibern öffentlicher Dienste wurden einseitig ausser Kraft gesetzt, und es gab auch keine Verhandlungen, um Kompromisslösungen zu erreichen und neue Rahmenordnungen einzuführen. In mehreren Fällen kam es zur vollen Übernahme durch den Staat, die im Wesen Konfiskationen waren, da keine Entschädigung gezahlt wurde, wie es die Verfassung bestimmt. Im Fall von “Aguas Argentinas”, die die Wasserversorgung in der Bundeshauptstadt und Umgebung betrieb und von der französischen Suez kontrolliert wurde, blieb eine Schuld von u$s 700 Mio. hängen, die die Firma für Investitionen eingesetzt hatte. Die Rechtsordnung wurde unter den Kirchners noch in vielen anderen Aspekten verletzt, wobei Richter unter Druck gesetzt und mit der Absetzung bedroht wurden.
Was die Präsidentin am Montag angekündigt hat, geht in der gleichen Richtung weiter. Es ist im Grunde nichts Neues, sondern nur eine verschärfte Fortsetzung der bestehenden Politisierung der Justiz. Doch jetzt ist die Regierung auf eine weitgefächerte Reaktion gestossen, die von der Opposition, aber auch von denjenigen ausgeht, die sich direkt mit dem Justizproblem befassen, also vornehmlich Anwälten und Richtern. Die illustrierte Gesellschaft scheint dieses Mal weitgehend begriffen zu haben, um was es geht.
Der Reformvorschlag bezieht sich besonders auf die sogenannten “Vorbeugungsmassnahmen” (“medidas cautelares”). Wenn der Oberste Gerichtshof, eine Massnahme dieser Art verfügt, durch die bei einer Klage wegen Verfassungswidrigkeit die effektive Anwendung zunächst ausgesetzt wird (bis ein Urteil über die Klage gefällt wird, das der Regierung oder dem Kläger Recht geben kann), dann soll jetzt die Regierung die Möglichkeit haben, Einspruch gegen diese Massnahme zu erheben, was gegenwärtig nicht der Fall ist. Dabei wird gleichzeitig die Wirkung der “vorbeugenden Massnahmen” auf sechs Monate beschränkt.
Die Präsidentin sagte, der Staat sei immer zahlungsfähig, so dass das Argument nicht gültig sei, dass bei Enteignungen oder Massnahmen, die sonst das Eigentumsrecht verletzten, ein Schaden entsteht, der nicht wiedergutzumachen ist. Das ist reine Theorie, die in der Praxis nicht stimmt. Die Fälle Aguas Argentinas, Aerolíneas Argentinas, YPF u.a. zeigen deutlich, das der Schaden in keiner Weise gezahlt wurde, wobei es auch keine Verhandlungen zu diesem Zweck gab. Die Kirchners haben nicht einmal eine Absicht in diesem Sinn gezeigt.
Konkret geht es dabei um zwei Fälle, nämlich einmal der Medienkonzern Clarín, dem die Regierung Fernseh- und Rundfunklizenzen entziehen will, bei denen die Konzessionsfrist nicht abgelaufen ist, wobei weder ein Kriterium für dieses Vorgehen, noch eine Methode für die Festsetzung der Entschädigung bekanntgegeben wurde. Mit dem neuen Gesetzesprojekt könnte die Regierung somit u.a. das Kabelfernsehnetz Cablevisión einfach übernehmen. Ein Klage des Clarín-Konzerns würde einen Prozess einleiten, der viele Jahre dauern würde, und der Sachschaden wäre auf alle Fälle nicht wiedergutzumachen.
Der zweite Fall ist die Konfiskation des Ausstellungsgeländes des traditionellen Landwirtschaftsverbandes “Sociedad Rural Argentina” (SRA) in Palermo. Dieses Gelände wurde seit über einem Jahrhundert für die jährlichen Rinderausstellungen verwendet. Es gehörte dem Staat, der es der SRA in Konzession übergab. Unter der Menem-Regierung wurde das Gelände an die SRA verkauft, was erlaubte, es auszubauen und für allerlei andere Ausstellungen einzusetzen. Die traditionelle Ausstellung der SRA beansprucht nur zwei Wochen, und mit Vorbereitungen ca vier. Die SRA bildete ein Gemeinschaftsunternehmen mit einem kapitalkräftigen Partner, der sich um die notwendigen Investitionen kümmerte und sie auch finanzierte, so dass dann eine Unmenge von Ausstellungen, im ganzen Jahr, stattfanden. Die Meistbesuchte ist dabei die Buchausstellung. Die Übernahme durch die Regierung hat überhaupt keinen Sinn. Es wurde angegeben, dass die SRA einen sehr niedrigen Kaufpreis gezahlt habe. Das stimmt jedoch nicht, da das Gelände nur für Ausstellungen bestimmt werden muss, also nicht für Hochhäuser, die einen hohen Bodenwert rechtfertigen. Auf alle Fälle müsste die Regierung, laut Verfassung, die Entschädigung für die Übernahme vorher bestimmen und zahlen. Es fehlt hier auch das “öffentliche Interesse”, das bei einer Enteignung gefordert wird.
Der andere springende Punkt der vorgeschlagenen Reform bezieht sich auf den Richterrat, der bei der Verfassungsreform von 1994 geschaffen wurde. Die Zahl der Mitglieder wird von 13 auf 19 erhöht, was eigenartig erscheint, nachdem sie unter Néstor Kirchner (und bei aktiver Mitwirkung von CK als Senatorin) verringert worden war. Der Rat setzt sich aus Vertretern der Exekutive, des Parlaments, der Richter, der Anwalskollegien und der Universitäten zusammen. Jetzt sollen sie alle (ausser den Vertretern des Parlaments) durch allgemeine Wahlen ernannt werden, statt wie bisher durch den Präsidenten und die Kollegien der Richter und der Anwälte. Das bedeutet, dass die politischen Parteien den Rat beherrschen würden, und wenn die Regierungspartei die Mehrheit hat, die Regierung, also jetzt CK persönlich.
Der Richterrat empfiehlt Kandidaten, die als Richter ernannt werden sollen, und kann Richter absetzen. Nur für die Mitglieder des Obersten Gerichtshofes verbleibt bei Absetzung das umständliche Verfahren des parlamentarischen Prozesses. Wenn der Rat somit politisch von der Regierung beherrscht wird, dann stehen die Richter automatisch unter Druck, noch viel mehr als es schon jetzt der Fall ist. Die Justiz darf jedoch in einem zivilisierten Land nicht politisch handeln. Die Richter müssen Gesetze, Dekrete, Regierungsbeschlüsse und Verträge aller Art auslegen und anwenden, und müssen dabei so objektiv wie möglich handeln, also gerecht im weiteren Sinn des Wortes. Die politischen Entscheidungen werden von der Regierung und dem Parlament getroffen.
Ein weiterer Reformvorschlag bezieht sich auf die Schaffung von drei weiteren Kassationsgerichten, um den Obersten Gerichtshof zu entlasten. Jetzt gibt es nur eines für Strafrecht. Die Präsidentin betonte, dass dieser in Argentinien die vielfache Zahl von Urteilen fälle (angeblich 9.400 pro Jahr), als in den USA (wo es, in einem viel grösseren Land, keine hundert sind). Die Kassationsgerichte, die eine weitere Instanz zwischen den Berufungskammern und dem Obersten Gerichtshof darstellen, beenden die meisten Prozesse. Doch auf der anderen Seite würden dadurch die Prozesse verlängert. Der Verfassungsjurist Daniel Sabsay wies darauf hin, dass dies bei Klagen von Rentnern von Bedeutung sei, die von der ANSeS in die Länge geschoben werden, wobei dann viele vor dem endgültigen Urteil sterben.
Ein weiter Reformvorschlag bezieht sich auf den Eintritt in die Justiz, der durch ein geregeltes Verfahren erfolgen soll, bei dem die Anwärter ihr Curriculum vorlegen und jeweils die Besten ernannt werden. Das umfasst die Beamten der Gerichte, die Staatsanwälte und die staatlichen Verteidiger. Diese Reform ist positiv, da dadurch mit der Vetternwirtschaft aufgeräumt werden soll, die gegenwärtig auf diesem Gebiet besteht.
Schliesslich sollen Richter, wie auch Senatoren und Abgeordnete, eine Vermögenserklärung vorlegen, die per Internet allgemein zugänglich ist. CK ist verärgert, weil sie und auch ihre Minister, Staatssekretäre und hohe Beamte, ihr Vermögen offen legen müssen (was in ihrem Fall von einem Anwalt vor Gericht beanstandet wurde), die Richter jedoch nicht. Auch dieser Reformvorschlag ist in Ordnung, im Grunde jedoch unbedeutend.
Die Justizreform muss jetzt vom Parlament behandelt werden. Einige Projekte wurden der Deputiertenkammer und andere dem Senat zugeführt, damit keine Zeit verloren wird. Ob es CK gelingt, die Projekte mit ihren Leuten durchzusetzen, eventuell auch mit Abgeordneten und Senatoren anderer Parteien, sei vorerst dahingestellt. Es ist auch möglich, dass die Gesetzesprojekte geändert werden. Der Umstand, dass Anwälte der meistvertretene Beruf bei Politikern sind, kompliziert den Fall, da die Projekte in vielen Aspekten den Juristen gegen den Strich laufen. Man kann auf alle Fälle eine intensive Diskussion in den Medien erwarten.
Wirtschaftsübersicht
Die Überschwemmungen bestimmen neue Prioritäten
Die Überschwemmungen vom 2. April, zunächst in Teilen der Bundeshauptstadt und Umgebung, und wenige Stunden danach in La Plata und Umgebung, hatten einen noch nie dagewesenen katastrophalen Umfang. Gewiss gab es schon vorher Hochwasser in diesen und anderen städtischen Gegenden. Doch so viel Regen auf einmal, wie dieses Mal, ist ein bisher einmaliges Phänomen, das auf den weltweiten Klimawandel zurückgeführt wird. Man muss davon ausgehen, dass es in unmittelbarer Zukunft weitere Überschwemmungen in der städtischen Gegend von Buenos Aires und La Plata und ihren Umgebungen gibt, die eventuell noch schlimmer sein könnten. Und das stellt die Regierung, sowohl die nationale, wie die der Provinz und der Stadt Buenos Aires, vor ein Problem. Denn jetzt sind die bisher unter “ferner liefen” eingestuften Investitionen zur Verhinderung von Überschwemmungen in der Prioritätenliste ganz nach oben gerutscht.
Da die Mittel jedoch knapp sind, und besonders in letzter Zeit noch knapper geworden sind, weil die Staatsfinanzen in die Defizitzone gerutscht sind, zwingt dies, andere Investitionen und unnötige oder wenig dringende Staatsausgaben aufzugeben. Der “audiovisuelle Pol” u.a. Phantasieprojekte, erscheinen jetzt als offene Hindernisse, um zukünftige Überschwemmungskatastrophen zu verhindern. Investitionen in unterirdischen Röhren und Anlagen, die nicht sichtbar sind, werden von Politikern nicht bevorzugt. Dass es dann keine Überschwemmungen gibt, ist politisch irrelevant. Es muss eben zu einer Katastrophe kommen, mit der Aussicht auf weitere, damit öffentliche Investitionen dieser Art bevorzugt werden.
In der Stadt Buenos Aires wurde schon vorexerziert, wie das Problem gelöst werden kann. Letztes Jahr wurden die Arbeiten vollendet, um zu verhindern, dass der Maldonado-Fluss, der unter der Strasse Juan B. Justo fliesst, bei hohen Regenfällen das viele Wasser nicht sofort in den Rio de La Plata leiten kann und somit die Gegend an der Strasse Santa Fé und einen Teil des Bezirkes “Palermo Viejo” überschwemmt. Das betraf über 300.000 Menschen, die dort wohnen. Ein neuer grosser Tunnel, mit einem ebenfalls grossen Reservoir für Wasser, nimmt jetzt das überschüssige Wasser auf, so dass es keine Überschwemmung gibt. In der Vorwoche hat es in Palermo und der Gegend, die den Maldonado-Fluss nährt, ebenso viel geregnet, wie in den überschwemmten Gebieten der Stadt, aber alles verlief problemlos, ohne Wasser auf den Strassen. Das Projekt wurde mit moderner Technologie in kurzer Zeit durchgeführt. Wenn politischer Wille vorhanden ist, lassen sich die Probleme lösen.
Der zweite Problemfall der Stadt ist der Vega-Fluss, der unter der Strasse Blanco Encalada, im Stadtteil Belgrano, fliesst. Hier wurde auch der Bau eines Tunnels mit Reservoir für Wasser eingeleitet; aber dies blieb wegen mangelnder Mittel auf halber Strecke. Die Stadtregierung hat vor einigen Jahren schon einen Kredit bei der Weltbank beantragt (angeblich u$s 120 Mio.), aber die Nationalregierung hat bisher die notwendige Garantie verweigert. Erst nachdem vor einigen Wochen dieser unterirdische Fluss die Gegend bei den Strassen Cabildo, Blanco Encalada und Umgebung überschwemmte, hat die Regierung das Genehmigungsverfahren eingeleitet, das laut Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina kurz vor der Überschwemmung der Vorwoche beendet wurde, jedoch laut Finanzminister der Stadverwaltung, Néstor Grindetti, noch nicht vollendet wurde Doch diese Investition bedarf gut drei Jahre, sofern die Weltbank den Kredit effektiv erteilt, was jetzt nicht sicher ist.
Der dritte Problemfall der Stadt ist der Medrano-Fluss, der aus der Provinz kommt und dann in der Stadt, nicht weit von der Avenida General Paz, bis zum Rio de la Plata fliesst. Eben weil hier der bestehende Fluss nicht für einen hohen Regenfall ausreicht, kam es in den Bezirken Saavedra und Villa Urquiza zu Überschwemmungen. Es hatte im Bezirk Vicente López, Provinz Buenos Aires, schon üppig geregnet, so dass der unterirdische Fluss in der Stadt Buenos Aires kein Wasser aufnehmen konnte. Der Fall erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der Stadt und der Provinz, die bisher nicht zustande kam, weil dies CK gegen den Strich ging und Gouverneur Scioli es nicht gewagt hat, so weit zu gehen. Im Grunde bildet das ganze Überschwemmungsproblem der Bundeshauptstadt und Umgebung eine Einheit. Auch der Maldonado u.a. Flüsse kommen aus der Provinz.
Es bestehen noch weitere Probleme in anderen Teilen der Stadt, die am 2. April auch von Überschwemmungen heimgesucht wurden. Die Stadt ist eben nicht flach, sondern sie hat Höhen und Tiefen, und das schafft Probleme mit dem Regenwasser. In früheren Zeiten, als es noch unbebaute Flächen und grosse Gärten gab, hat die Erde einen Teil des Wassers aufgenommen. Das ist jetzt vorbei, wobei die Stadt ohnehin zu wenig öffentliche Parks hat.
In La Plata geht es zunächst um den Fluss “El Gato”, der bei anormalem Regen sofort überflutet. In den letzten acht Jahren gab es dort schon vier Überschwemmungen, aber keine so grosse wie die der Vorwoche. Es waren Warnungen, die nicht beachtet wurden. Auch hier besteht seit Jahren ein Projekt einer grossen unterirdischen Röhre, mit einem Reservoir, was den Abfluss des Wassers beschleunigen soll. Der gegenwärtige Justizminister Julio Alak war 16 Jahre lang Bürgermeister von La Plata, und hat sich nur nebenbei um das Problem gekümmert, das ihm gewiss bekannt war. Er hat die Sanierungsarbeiten eingeleitet, aber dann aufgegeben. Sein Nachfolger Pablo Bruera hat die begonnenen Arbeiten am genannten Fluss nicht weitergeführt. Mittel für diesen Zweck, die die Nationalregierung bereitgestellt hatte, wurden für den Bau von Tecnópolis umgeleitet, was zeigt, dass CK andere Prioritäten hatte. In La Plata ist allerdings noch viel mehr notwendig, mit Kanalisierung vieler anderer kleiner Flüsse und Schaffung grosser Reservoirs, um Überschwemmungen zu verhindern.
Die Fachleute und auch viele zuständige Beamte wissen genau, was getan werden muss. Guillermo Laura, der von März 1976 bis 1980 unter Bürgermeister Osvaldo Cacciatore für öffentliche Bauten der Stadt Buenos Aires verantwortlich war (und u.a. die Initiative des Baus der Autobahnen “25 de Mayo” und “Perito Moreno” hatte), und sich seither mit Verkehrsproblemen, Autobahnen u.s.w. befasst, hat in der Zeitschrift “Noticias” erläutert, wie andere Grossstädte ein analoges Problem gelöst haben. In Chicago, einer Stadt mit geringem natürlichen Gefälle (was den Abfluss des Regenwassers erschwert) wurden 176 km Tunnels in 107 Meter Tiefe gebaut, mit vielen grossen Reservoirs, die überschüssiges Wasser aufnehmen, das dann gereinigt und mit Pumpen in den Michigan-See befördert wird. Dies hat ca. u$s 4 Mrd. gekostet. In Tokio, wo die Überschwemmungen durch Meeresfluten entstehen, wurden in 50 Metern Tiefe fünf grosse Reservoirs gebaut, die das Wasser aufnehmen, das nachher in den Edogawa-Fluss gepumpt wird. Dies habe u$s 1,5 Mrd. gekostet.
Projekte dieser Art sollten jetzt in Argentinien energisch vorangetrieben werden. Die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank würden bestimmt Kredite für diesen Zweck bereitstellen, wobei erstere auch mit Erfahrung auf diesem Gebiet beiträgt. Dabei muss jedoch der bestehende Konflikt mit der Weltbank überwunden werden, da diese Bank seit letztem Jahr die Genehmigung von neuen Krediten an Argentinien eingestellt hat. Doch auch ohne diese Kredite kann das Problem in Angriff genommen werden, wenn andere öffentliche Investitionsprojekte aufgegeben oder zumindest hinausgeschoben und Staatsausgaben im allgemeinen eingedämmt werden. In der Stadt Buenos Aires bedeutet dies u.a., dass die Erweiterung der U-Bahn, mit neuen Strecken, eingefroren werden muss. Dies ist ohnehin sehr kostspielig (um die u$s 50 Mio. pro Kilometer, allein für Tunnels und Stationen), weshalb Macri jetzt versucht, das Verkehrsproblem mit besonderen Omnibussen zu lösen (benannt “Metrobus”), für die ein Teil der Strassen reserviert wird. Das kostet nicht viel.
Argentinien hat jetzt neue Prioritäten. Eigentlich bestanden sie schon vorher. Doch es musste zu einer menschlichen und sozialen Katastrophe kommen, damit die Regierung reagiert. Und ob CK und ihre Mannschaft wirklich begriffen haben, was jetzt getan werden muss, um die Wiederholung der grossen Überschwemungen zu vermeiden, und auch um zumindest ihre Folgen zunächst zu mildern, sei dahingestellt. Die Lösung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen der Nationaregierung und den Regierungen der Stadt und der Provinz Buenos Aires, und dass bedeutet, dass die kleinliche Politik, die CK betreibt, bei Seite gelassen werden muss.